
Golfschutz-Versicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Unternehmen: GARANTA Versicherungs-AG Österreich, 
mit Sitz in Salzburg, Österreich, FN 145878b. Die GARANTA Versicherungs-AG  
Österreich ist eine Zweigniederlassung der GARANTA Versicherungs-AG, mit  
Sitz in Nürnberg, Deutschland, HRB 6063

Dieses Informationsblatt ist ein kurzer Überblick über Ihren Versicherungsschutz. Es ist daher nicht vollständig. Die vollständigen 
Informationen und Ihren konkreten Versicherungsumfang finden Sie in den Vertragsunterlagen: 

• Versicherungspolizze,

• Allgemeine Versicherungsbedingungen für die GARANTA Golfschutz All in One Premium,

• gegebenenfalls weitere besondere Bedingungen und Vereinbarungen. 

Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?

Wir bieten Ihnen eine Versicherung für Schäden rund um den Golfplatz, auf Golfreisen für Ihre Golfausrüstung sowie eine Sporthaftpflicht an. 

Was ist versichert?

   Versichert ist die gesamte Golfausrüstung und 
Golfkleidung außerhalb der Wohnung, sowie 
innerhalb eines anerkannten Golfclubs oder 
Golfgeländes gegen Verlust oder Beschädigung 
durch:

 • Transportunfälle
 • Höhere Gewalt
 • Brand, direkten Blitzschlag, Explosion
 • Sturm, Hagel, Schneedruck, Felssturz, Stein-
schlag, Erdrutsch und Abhanden-kommen bei 
einem derartigen Ereignis 
 • Überschwemmung
 • Leitungswasser
 • Beraubung und Einbruchdiebstahl

 Schlägerbruch

 Einfacher Diebstahl

 Kostenübernahme einer „Hole in One“-Feier 
welche aufgrund eines in einem offiziellen Turnier 
erzielten „Hole in One“ der versicherten Person 
entsteht

 Reiseversicherung

 • Leihausrüstung (Gepäckverlust, -verspätung)
 • Rückerstattung bereits bezahlter Greenfee- 
Gebühren (bei Reiserücktritt in Folge Krank-
heit, Unfall)

 Sporthaftpflichtversicherung

 • Übernahme von Schadenersatzverpflich- 
tungen, die bei der Ausübung des Golfsportes 
wegen eines Sach- und/oder Personenscha-
dens entstanden sind.

 Wie hoch ist die Versicherungssumme?

 Die Höhe der vereinbarten Versicherungssummen 
können Sie Ihrer Versicherungspolizze oder 
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
entnehmen.

Was ist nicht versichert?

 Nicht versichert sind technische Geräte aller Art 
samt Zubehör.

 Geld, Schmuck, Uhren, Gegenstände mit 
überwiegendem Kunst- oder Liebhaberwert.

 Gegenstände die der Berufsausübung dienen.

 Bei zusammengehörenden Einzelsachen die 
Entwertung der Gesamtsache, die durch 
Beschädigung, Zerstörung oder Entwendung der 
Einzelsache entsteht.

 In der Sporthaftpflichtversicherung sind unter 
anderem folgende Schäden nicht versichert:

 • Schäden durch Haltung oder Verwendung von 
Luftfahrzeugen, Luftfahrtgeräten, Kraftfahr-
zeugen oder Anhänger. 
 • Schäden, die der versicherten Person selbst 
zugefügt werden.
 • Schäden durch Verunreinigung von Erdreich 
und Gewässern.

Produkt:  
GARANTA 
Golfschutz All in One Premium
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Gibt es Deckungsbeschränkungen?

Nicht versichert sind z. B. Schäden:

 die vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wurden.

 die beim Versuch oder der Begehung gerichtlich strafbarer Handlungen eintreten,

  deren Ursache in die Zeit vor Versicherungsbeginn fällt.

Wo bin ich versichert?

 Die All in One Premium Versicherung gilt weltweit.

Welche Verpflichtungen habe ich?

Es bestehen beispielsweise folgende Pflichten:

• Bitte machen Sie im Versicherungsantrag wahrheitsgemäße und vollständige Angaben.

• Informieren Sie uns unverzüglich über jede Art eines Versicherungsfalles.

• Im Falle von Beraubung, Einbruchdiebstahl oder einfachem Diebstahl ist unverzüglich eine behördliche Anzeige zu erstatten 
und der GARANTA mit der Meldung des Schadens zu übersenden.

• Schäden, die im Gewahrsam eines Transportunternehmens oder Beherbergungsbetriebes eingetreten sind, müssen 
unverzüglich angezeigt und eine Bescheinigung darüber verlangt werden.

• Bei Schlägerbruch während des Gebrauches auf einem anerkannten Golfclub ist dies dem Sekretariat des Clubs zu melden 
und der GARANTA eine entsprechende Bestätigung zu übermitteln.

• Bei einem erzielten “Hole in One” übermitteln Sie uns eine Bestätigung des Golfclubs, in welchem das offizielle Turnier 
stattfand.

• Bei Nichtantritt einer Reise in Folge von Krankheit oder Unfall ist eine ärztliche Bestätigung als Nachweis des Grundes 
vorzulegen.

• Zeigen Sie uns jeden Schadenfall unverzüglich an, auch wenn gegen Sie noch keine Schadensersatzansprüche geltend 
gemacht worden sind. 

• Sie sind verpflichtet, so weit wie möglich den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern und uns durch wahrheitsgemäße 
Schadenberichte bei der Schadenermittlung und –regulierung zu unterstützen.

Wann und wie zahle ich?

Der einmalige Beitrag wird direkt bei Abschluss der Versicherung per Kreditkarte, PayPal oder Gutschein-Code bezahlt.

Wann beginnt und endet die Deckung? 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem bei Abschluss gewählten Zeitpunkt und endet automatisch nach Ablauf eines 
Jahres. 

Wie kann ich den Vertrag kündigen?

Der Vertrag endet automatisch nach Ablauf des gewählten Versicherungszeitraums.
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Allgemeine Versicherungsbedingungen  

GARANTA Golfschutz-Versicherung All in One Premium 

Versicherer ist die GARANTA Versicherungs-AG Österreich, Moserstraße 33, 5020 Salzburg; eine Zweigniederlassung der GARANTA Versi-
cherungs-AG, Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg, Deutschland. 

Die Hauptgeschäftstätigkeit der GARANTA Versicherungs-AG Österreich ist der Betrieb der Vertragsversicherung insbesondere in den Sparten 
Unfall, Landfahrzeug-Kasko, Feuer und Elementarschäden, sonstige Sachschäden, Haftpflicht für Landfahrzeuge mit eigenem Antrieb sowie 
allgemeine Haftpflicht. 

Die zitierten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VersVG) sind im Anhang abgedruckt. 

Inhaltsverzeichnis 

Übersichtsblatt 

Teil A Allgemeiner Teil 

Der Versicherungsschutz 

Artikel 1 Versicherte Person 

Artikel 2 Versicherungssumme 

Artikel 3 Wann gilt die Versicherung? (Zeitlicher Geltungsbereich) 

Artikel 4 Wo gilt die Versicherung? (Örtlicher Geltungsbereich) 

Artikel 5 Was ist nicht versichert? (Risikoausschlüsse) 

Der Versicherungsfall 

Artikel 6 Was ist nach Eintritt des Versicherungsfalls zu beachten? (Obliegenheiten) 

Artikel 7 Was gilt, wenn zu einem Versicherungsfall Leistungen bei anderen Versicherungen oder sonstigen Dritten eingefordert werden 
können? (Subsidiarität und Regress) 

Artikel 8 Wann und unter welchen Voraussetzungen wird die Entschädigung ausbezahlt? 

Das Versicherungsverhältnis 

Artikel 9 Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu bezahlen und wann beginnt der Versicherungsschutz? 

Artikel 10 Wem steht die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag zu, wer hat die Pflichten aus dem Versicherungsvertrag zu 
erfüllen? (Rechtsstellung der am Vertrag beteiligten Personen) 

Artikel 11 Welches Recht gilt? Was sind die Vertragsgrundlagen? 

Artikel 12 Wo können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag gerichtlich geltend gemacht werden? (Gerichtsstand) 

Artikel 13 In welcher Form sind Erklärungen abzugeben? 

Artikel 14 Rücktrittsrechte 

Artikel 15 Sprache 

Artikel 16 Aufsichtsbehörde 

Artikel 17 Zugang zu Beschwerdeverfahren 

Teil B Besonderer Teil ‒ Ausrüstungsversicherung 

Die Versicherungsleistung 

Artikel 18 Welche Leistungen sind versichert? (Leistungsumfang) 

Artikel 19 Was ist nicht versichert? (Risikoausschlüsse) 
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Der Versicherungsfall 

Artikel 20 Was gilt als Versicherungsfall? 

Artikel 21 Was ist nach Eintritt des Versicherungsfalles zu beachten? (Obliegenheiten) 

Teil B Besonderer Teil – Hole in One Versicherung 

Artikel 22 Welche Leistungen sind versichert? Versicherungsfall und Nachweis 

Teil B Besonderer Teil – Privathaftpflichtversicherung Golfsport 

Die Versicherungsleistung 

Artikel 23 Versicherungsschutz 

Artikel 24 Welche Leistungen sind versichert? (Leistungsumfang) 

Artikel 25 Was ist nicht versichert? (Risikoausschlüsse) 

Der Versicherungsfall 

Artikel 26 Was gilt als Versicherungsfall? 

Artikel 27 Was ist nach Eintritt des Versicherungsfalles zu beachten? (Obliegenheiten) 

Artikel 28 Bevollmächtigung 

Anhang 
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Übersicht Versicherungsschutz  

GARANTA Golfschutz-Versicherung All in One Premium 

Sachversicherung für Golfausrüstung bis 5.000,00 Euro 

Beschädigung, Zerstörung oder Abhandenkommen der Golfausrüstung und Golfbekleidung durch 

(1) Transportunfälle 
(2) höhere Gewalt 
(3) Leitungswasser 
(4) Raub, Einbruchdiebstahl *) 

 

Elementarschäden an der Golfausrüstung bis 5.000,00 Euro 

Beschädigung, Zerstörung oder Abhandenkommen der Golfausrüstung und Golfbekleidung durch 

(5) Brand, direkten Blitzschlag, Explosion 
(6) Sturm, Hagel, Schneedruck, Felssturz, Steinschlag, Erdrutsch und Abhandenkommen  

bei einem derartigen Ereignis 
(7) Überschwemmung 

Schlägerbruch bis 400,00 Euro 

Bruch eines Golfschlägers während des Gebrauches auf einem anerkannten Golfclub  
oder Golfgelände 

Einfacher Diebstahl *) bis 500,00 Euro 

Reiseversicherung  bis 800,00 Euro 

Leihausrüstung (Gepäckverlust, -verspätung) 

Rückerstattung bereits bezahlter Greenfee Gebühren (bei Reiserücktritt in Folge Krankheit, Unfall) 

Hole in One bis 1.000,00 Euro 

Kostenübernahme bei einer „Hole in One“ Feier 

Privathaftpflichtversicherung Golfsport bis 750.000,00 Euro 

Schadenersatzverpflichtungen, die bei der Ausübung des Golfsportes entstehen 

 
 
 
 
 
*) Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist die unverzügliche Erstattung einer behördlichen Anzeige 
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Teil A Allgemeiner Teil 

Der Versicherungsschutz (Artikel 1 - Artikel 5) 

Artikel 1 Versicherte Person 

Der Versicherungsschutz gilt für alle zur Versicherung angemeldeten Personen, welche Ihren Hauptwohnsitz in Österreich haben. 

Artikel 2 Versicherungssumme 

Die in der Polizze genannten jeweiligen Versicherungssummen sind Höchsthaftungssummen pro versicherter Person und Schadenereignis. 
Die Versicherungssummen begrenzen die Leistungen auch dann, wenn die versicherte Person mehrere Versicherungen abgeschlossen hat 
(Artikel 3 und Artikel 4). 

Artikel 3 Wann gilt die Versicherung? (Zeitlicher Geltungsbereich) 

Versichert sind die im besonderen Teil (B) in Artikel 18 bis Artikel 22 genannten Deckungsteile, die während der Laufzeit des Vertrages (siehe 
Polizze), also nach Aktivierung des Versicherungsschutzes sowie Bezahlung der Prämie (siehe Artikel 9) und vor Ablauf der vereinbarten 
Vertragslaufzeit eingetreten sind. 

Artikel 4 Wo gilt die Versicherung? (örtlicher Geltungsbereich) 

Der Versicherungsschutz gilt weltweit. 

Artikel 5 Was ist nicht versichert? (Risikoausschlüsse) 

1. Es besteht kein Versicherungsschutz für Ereignisse, die 

1.1. vorsätzlich oder grob fahrlässig durch die versicherte Person herbeigeführt werden; in der Sporthaftpflichtversicherung (Besonderer 
Teil B) besteht nur dann kein Versicherungsschutz, wenn die versicherte Person vorsätzlich den Eintritt des Ereignisses, für das er 
dem Dritten verantwortlich ist, widerrechtlich herbeigeführt hat. Dem Vorsatz wird gleichgehalten eine Handlung oder Unterlassung, 
bei welcher der Schadeneintritt mit Wahrscheinlichkeit erwartet werden muss, jedoch in Kauf genommen wird; 

1.2. beim Versuch oder der Begehung gerichtlich strafbarer Handlungen durch die versicherte Person eintreten, für die Vorsatz Tatbe-
standsmerkmal ist; 

1.3. die unmittelbar oder mittelbar mit Kriegsereignissen jeder Art zusammenhängen; 

1.4. direkt oder indirekt verursacht werden von, sich ergeben aus oder im Zusammenhang stehen mit jeglicher Art von Terrorakten. Ter-
rorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder Personengruppen zur Erreichung politischer, ethnischer, religiöser, ideologi-
scher oder ähnlicher Ziele, die geeignet sind, Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der Bevölkerung zu verbreiten 
und dadurch auf eine Regierung oder staatliche Einrichtung Einfluss zu nehmen; 

1.5. durch Gewalttätigkeiten anlässlich einer öffentlichen Ansammlung oder Kundgebung verursacht werden, sofern der Versicherte aktiv 
daran teilnimmt; 

1.6. durch innere Unruhen verursacht werden, wenn der Versicherte daran auf Seiten der Unruhestifter teilgenommen hat; 

1.7. mittelbar oder unmittelbar 

• durch jegliche Einwirkung von Nuklearwaffen, chemischen oder biologischen Waffen, 
• durch Kernenergie oder 

• durch den Einfluss ionisierender Strahlen im Sinne des Strahlenschutzgesetzes in der jeweils gültigen Fassung verursacht werden 

1.8. durch Selbstmord oder Selbstmordversuch der versicherten Person ausgelöst werden; 

1.9. aufgrund behördlicher Verfügung hervorgerufen werden; 

1.10. die versicherte Person infolge einer Bewusstseinsstörung oder einer wesentlichen Beeinträchtigung ihrer psychischen Leistungsfä-
higkeit durch Alkohol, Suchtgifte oder Medikamente erleidet.  

2. Ausschlüsse 

Es besteht kein Versicherungsschutz für Ereignisse, die 

2.1. durch die natürliche oder mangelhafte Beschaffenheit, Abnutzung, Verschleiß, mangelhafte Verpackung oder mangelhaften Ver-
schluss der versicherten Gegenstände entstehen; 

2.2. durch Vergessen, Liegenlassen, Verlieren, Verlegen, Fallen-, Hängen-, Stehenlassen, mangelhafte Verwahrung oder mangelhafte 
Beaufsichtigung verursacht werden 

3. Neben diesen allgemeinen Ausschlüssen vom Versicherungsschutz sind weitere im besonderen Teil (B) in Artikel 19 und Artikel 24 geregelt. 
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Der Versicherungsfall (Artikel 6 - Artikel 8) 

Artikel 6 Was ist nach Eintritt des Versicherungsfalls zu beachten? (Obliegenheiten) 

1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Versicherers gemäß § 6 VersVG bewirkt, werden bestimmt: 

2. Die versicherte Person hat 

2.1. Versicherungsfälle nach Möglichkeit abzuwenden oder deren Folgen zu mindern und dabei allfällige Weisungen der GARANTA zu 
befolgen; 

2.2. die GARANTA über den eingetretenen Versicherungsfall unverzüglich, spätestens aber innerhalb einer Woche, wahrheitsgemäß und 
umfassend telefonisch oder schriftlich (in elektronischer Form oder per Post) zu informieren. Außerdem sind der GARANTA alle 
verlangten sachdienlichen Auskünfte zu erteilen. 

2.3. nach Erhalt von Formularen, welche der GARANTA zur Schadenbearbeitung dienen, diese vollständig ausgefüllt an die GARANTA 
unverzüglich zuzusenden; 

2.4. alles ihm Zumutbare zu tun, um die Ursachen, den Hergang und die Folgen des Versicherungsfalles aufzuklären; 

2.5. alle mit einem Versicherungsfall befassten Behörden und Privatversicherer zu ermächtigen und zu veranlassen, die von der GA-
RANTA verlangten Auskünfte zu erteilen; 

2.6. Schadenersatzansprüche gegen Dritte form- und fristgerecht sicherzustellen und erforderlichenfalls bis zur Höhe der geleisteten 
Entschädigung an den Versicherer abzutreten; 

2.7. Schäden, die durch strafbare Handlungen verursacht worden sind, unverzüglich unter genauer Darstellung des Sachverhaltes und 
unter Angabe des Schadenausmaßes der zuständigen Sicherheitsdienststelle anzuzeigen und sich die Anzeige bescheinigen zu 
lassen; 

2.8. Beweismitteln, die den Anspruch auf die Versicherungsleistung dem Grunde und der Höhe nach belegen, wie Polizeiprotokolle, 
Tatbestandsaufnahmen, Kaufnachweise etc., dem Versicherer unaufgefordert im Original zu übergeben. 

2.9. Für die Leistungen gemäß Artikel 18, Artikel 22 und Artikel 24 sind der GARANTA die Originalbelege zu überlassen. 

3. Neben diesen allgemeinen Obliegenheiten sind besondere in den Artikel 21 und Artikel 27 geregelt. 

Artikel 7 Was gilt, wenn zu einem Versicherungsfall Leistungen bei anderen Versicherungen oder sonstigen Dritten eingefordert 
werden können? (Subsidiarität und Regress) 

1. Alle Versicherungsleistungen sind subsidiär. Sie werden daher nur dann und insoweit erbracht, soweit nicht aus bestehenden Versiche-
rungsverträgen bei anderen Privat- oder Sozialversicherungen Ersatz erlangt werden kann.  

2. Besteht aufgrund gesetzlicher Bestimmungen und/oder vertraglichen Vereinbarungen Anspruch auf Kostenersatz gegen andere Versiche-
rungsunternehmen oder Sozialversicherungsträger bzw. gegen sonstige Dritte, so ist der Versicherte bei Leistung der GARANTA verpflich-
tet, dem Versicherer diesen Anspruch abzutreten. 

Artikel 8 Wann und unter welchen Voraussetzungen wird die Entschädigung ausgezahlt? 

1. Der Versicherungsnehmer kann seine Ansprüche direkt beim Versicherer geltend machen. Steht die Leistungspflicht des Versicherers dem 
Grunde und der Höhe nach fest, ist die Entschädigungszahlung zwei Wochen danach fällig. 

2. Sind wegen eines Schadenfalles polizeiliche oder behördliche Erhebungen eingeleitet, so behält sich der Versicherer das Recht vor, deren 
Ergebnis abzuwarten. 

3. Für die Verjährung gilt § 12 VersVG (siehe Anhang). 

Das Versicherungsverhältnis (Artikel 9 ‒ Artikel 17) 

Artikel 9 Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu bezahlen und wann beginnt der Versicherungsschutz? 

1. Die Versicherungsperiode beginnt zum gewählten Abschlusszeitpunkt (Datum und Uhrzeit) und endet automatisch nach Ablauf des ge-
wählten Zeitraums. 

2. Die einmalige Prämie einschließlich Gebühren und Versicherungssteuer ist vom Versicherungsnehmer unmittelbar bei Abschluss des Ver-
trages durch die im Abschlussvorgang angebotenen Bezahlmöglichkeiten zu bezahlen. Mit der Bezahlung der Prämie wird der Versiche-
rungsschutz für die gewählte Dauer aktiviert. Über den Erfolg der Zahlung wird der Versicherungsnehmer während des Bezahlvorgangs 
informiert. Für die Folgen nicht rechtzeitiger Prämienzahlung gelten die §§ 38 ff VersVG (siehe Anhang). 

Artikel 10 Wem steht die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag zu, wer hat die Pflichten aus dem Versicherungs-
vertrag zu erfüllen? (Rechtsstellung der am Vertrag beteiligten Personen) 

Der Versicherungsnehmer ist zugleich die versicherte Person. Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht ausschließlich 
dem Versicherungsnehmer zu. 
 

 

Artikel 11 Welches Recht gilt? Was sind die Vertragsgrundlagen? 

1. Auf den Versicherungsvertrag findet das Recht der Republik Österreich Anwendung. 
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2. Vertragsgrundlagen sind die Polizze, der vereinbarte Tarif, die Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die in der Polizze vermerkten 
Besonderen Vereinbarungen und sonstige Polizzenbeilagen. Soweit nichts Abweichendes vereinbart ist, gelten die entsprechenden öster-
reichischen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere des Versicherungsvertragsgesetzes, des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
und des Konsumentenschutzgesetzes. 

Artikel 12 Wo können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag gerichtlich geltend gemacht werden? (Gerichtsstand) 

1. Gegen uns bestehende Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können bei dem für unseren Geschäftssitz örtlich zuständigen Gericht 
geltend gemacht werden. Ist Ihre Versicherung durch Vermittlung eines Versicherungsagenten zustande gekommen, kann auch das Gericht 
des Ortes angerufen werden, an dem der Agent zur Zeit der Vermittlung seine gewerbliche Niederlassung oder, wenn er eine solche nicht 
unterhielt, seinen Wohnsitz hatte. Soweit gesetzlich ein Gerichtsstand vereinbart werden kann, gilt unser Geschäftssitz als alleiniger Ge-
richtsstand vereinbart.  

2. Wir können Klagen gegen den/die Versicherungsnehmer/in (gemäß § 14 KSchG) bei dem für seinen Wohnsitz zuständigen Gericht erhe-
ben. 

Artikel 13 In welcher Form sind Erklärungen abzugeben? 

Alle Erklärungen des Versicherungsnehmers sind gültig, wenn sie in geschriebener Form elektronisch, per Telefax oder Post) erfolgen und bei 
der GARANTA eingelangt sind. Hiervon ausgenommen sind Erteilungen von Vollmachten/Ermächtigungen, für die eigenhändige Unterschrift 
der versicherten Person notwendig ist. 

Alle Erklärungen, welche die GARANTA abgibt, erfolgen ebenfalls schriftlich (in elektronischer Form). Dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abgegebene Erklärungen werden wirksam, wenn sie an der der GARANTA bekannt gegebenen E-Mail zugegangen wären. Wenn der Versi-
cherungsnehmer seine E-Mail-Adresse wechselt, muss er der GARANTA seine neue Adresse mitteilen. Andernfalls richtet die GARANTA ihre 
Erklärungen rechtswirksam an die letzte bekannte E-Mail-Adresse des Versicherungsnehmers. 

Artikel 14 Rücktrittsrechte 

Rücktrittsrecht nach § 5c Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) 

(1) Sie können von Ihrem Versicherungsvertrag innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in geschriebener Form (z. B. Brief, Fax, E-
Mail) zurücktreten. 
(2) Die Rücktrittsfrist beginnt mit der Verständigung vom Zustandekommen des Versicherungsvertrages (= Zusendung der Polizze bzw. Versi-
cherungsschein), jedoch nicht, bevor Sie den Versicherungsschein und die Versicherungsbedingungen einschließlich der Bestimmungen über 
die Prämienfestsetzung oder -änderung und diese Belehrung über das Rücktrittsrecht erhalten haben. 
(3) Die Rücktrittserklärung ist zu richten an:  

GARANTA Versicherungs-AG Österreich, Moserstraße 33, 5020 Salzburg, kundenservice@garanta.at 
Zur Wahrung der Rücktrittsfrist reicht es aus, dass Sie die Rücktrittserklärung vor Ablauf der Rücktrittsfrist absenden. Die Erklärung ist auch 
wirksam, wenn sie in den Machtbereich Ihres Versicherungsvertreters gelangt. 
(4) Mit dem Rücktritt enden ein allfällig bereits gewährter Versicherungsschutz und Ihre künftigen Verpflichtungen aus dem Versicherungsver-
trag. Hat der Versicherer bereits Deckung gewährt, so gebührt ihm eine der Deckungsdauer entsprechende Prämie. Wenn Sie bereits Prämien 
an den Versicherer geleistet haben, die über diese Prämie hinausgehen, so hat sie Ihnen der Versicherer ohne Abzüge zurückzuzahlen. 
(5) Ihr Rücktrittsrecht erlischt spätestens einen Monat, nachdem Sie den Versicherungsschein einschließlich dieser Belehrung über das Rück-
trittsrecht erhalten haben. 

Rücktrittsrecht nach § 8 Fern-Finanzdienstleistungs-Gesetz (FernFinG) 

1) Sie können als Verbraucher vom Vertrag oder Ihrer Vertragserklärung gemäß § 8 Fern-Finanzdienstleistungs-Gesetz (FernFinG) bis zum 
Ablauf der in Abs. 2 genannten Frist ohne Angabe von Gründen zurücktreten.  
(2) Die Rücktrittsfrist beträgt 14 Tage und beginnt mit dem Tag des Vertragsabschlusses (=Zusendung der Polizze bzw. Versicherungsschein 
oder vorherige gesonderte Annahmeerklärung). Die Frist ist jedenfalls gewahrt, wenn der Rücktritt schriftlich oder auf einem anderen, dem 
Empfänger zur Verfügung stehenden und zugänglichen dauerhaften Datenträger (z.B. Brief, Fax, E-Mail) erklärt und diese Erklärung vor dem 
Ablauf der Frist abgesendet wird.  
(3) Die Rücktrittserklärung ist zu richten an 

GARANTA Versicherungs-AG Österreich, Moserstraße 33, 5020 Salzburg, kundenservice@garanta.at 
(4) Haben Sie die Vertragsbedingungen und Vertriebsinformationen erst nach Vertragsabschluss erhalten, so beginnt die Rücktrittsfrist mit dem 
Erhalt aller dieser Bedingungen und Informationen. Innerhalb der Rücktrittsfrist darf mit der Erfüllung des Vertrags erst nach ausdrücklicher 
Zustimmung des Verbrauchers begonnen werden. 
(5) Üben Sie Ihr Rücktrittsrecht nach § 8 FernFinG nicht aus, so bleibt der Versicherungsvertrag bestehen. Sie erhalten den vereinbarten 
Versicherungsschutz und Sie sind zur Zahlung der vereinbarten Prämie verpflichtet. 
(6) Treten Sie nach § 8 FernFinG zurück, so können wir lediglich die unverzügliche Zahlung des Entgelts für die vertragsgemäß tatsächlich 
bereits erbrachte Dienstleistung verlangen. Der zu zahlende Betrag darf nicht höher sein, als es dem Anteil der bereits erbrachten Dienstleis-
tungen im Verhältnis zum Gesamtumfang der vertraglich vereinbarten Dienstleistungen entspricht. Wir können die Zahlung dieses Entgelts nur 
verlangen, wenn wir Sie über die Frist und Modalitäten für die Ausübung dieses Rücktrittsrecht einschließlich des Betrags, den Sie gegebenen-
falls zu entrichten haben, sowie die Folgen der Nichtausübung des Rechts informiert haben und wenn Sie dem Beginn der Erfüllung des 
Vertrags vor Ende der Rücktrittsfrist ausdrücklich zugestimmt haben. Treten Sie nach § 8 FernFinG vom Vertrag zurück, so haben wir Ihnen 
unverzüglich, spätestens aber binnen 14 Tagen ab Erhalt der Rücktrittserklärung, jeden Betrag, den wir von Ihnen vertragsgemäß erhalten 
haben, abzüglich des von Ihnen zu entrichtenden Entgelts, zu erstatten. 

Artikel 15 Sprache 

Sämtliche Informationen sowie Vertragsunterlagen werden in deutscher Sprache erteilt. Auch die Kommunikation mit dem Kunden während 
der Laufzeit des Vertrages erfolgt ausschließlich auf Deutsch. 

Artikel 16 Aufsichtsbehörde 
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Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) - Bereich Versicherungs- und Pensionskassenaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
D-53117 Bonn 
www.bafin.de  

Artikel 17 Zugang zu Beschwerdeverfahren 

Beschwerdestellen: 

a) Informationen über das interne Beschwerdeverfahren der GARANTA sowie ein elektronisches Kontaktformular finden Sie unter 
https://www.garanta.at/beschwerden.html ( Menüpunkt Service/Beschwerden).Telefonisch erreichen Sie uns unter 0662 2426. 

b) Verband der Versicherungsunternehmen Österreich, Schwarzenbergplatz 7, 1030 Wien, www.vvo.at 

c) Der Versicherungsombudsmann e.V.; Postfach 080632, D-10006 Berlin, www.versicherungsobmudsmann.de 

d) Sie können Ihre Beschwerden auch an das Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz richten. Stubenring 
1, 1010 Wien, www.sozialministerium.at 

e) Im Falle von Streitigkeiten haben Sie auch die Möglichkeit, sich an die Schlichtungsstelle für Verbrauchergeschäfte, Mariahilfer Straße 
103/1/18, 1060 Wien, www.verbraucherschlichtung.at zu wenden. Unternehmen sind nicht verpflichtet, sich daran zu beteiligen.  

f) Sie haben auch das Recht, den Rechtsweg zu beschreiten.  

Teil B Besonderer Teil ‒ Ausrüstungsversicherung 

Die Versicherungsleistung (Artikel 18 ‒Artikel 19) 

Artikel 18 Welche Leistungen sind versichert? (Leistungsumfang) 

1. Versicherungsschutz 

Mit Ausnahme der in Artikel 19 genannten Gegenstände ist die gesamte im Eigentum der versicherten Person stehende Golfausrüstung und 
Golfbekleidung außerhalb der Wohnung, sowie innerhalb eines anerkannten Golfclubs oder Golfgeländes, weltweit gegen Verlust oder Be-
schädigung durch 

• Transportunfälle 

• höhere Gewalt 

• Brand, direkten Blitzschlag, Explosion 
• Sturm, Hagel, Schneedruck, Felssturz, Steinschlag, Erdrutsch und Abhandenkommen bei einem derartigen Ereignis 

• Überschwemmung 

• Leitungswasser 

• Beraubung und Einbruchdiebstahl 

bis maximal 5.000,00 Euro versichert. 

Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Täter in die Räumlichkeiten, in welchen sich die versicherten Sachen befinden 

• durch Eindrücken oder Aufbrechen von Türen, Fenstern oder anderen Gebäudeteilen einbricht, 
• durch Öffnungen, die nicht zum Eintritt bestimmt sind und ein erschwerendes Hindernis darstellen, einsteigt, 

• heimlich einschleicht und aus den abgeschlossenen Räumlichkeiten Sachen entwendet, 

• mit Werkzeugen oder falschen Schlüsseln eindringt, 

• mit richtigen Schlüsseln eindringt, die er sich durch Einbruch in andere Räume eines Gebäudes oder durch Raub angeeignet hat, 

zum Zweck der Wegnahme fremder beweglicher Sachen in der Absicht, sich diese rechtswidrig anzueignen oder diese einem Dritten anzueig-
nen. 

Beraubung liegt vor, wenn tätliche Gewalt gegen die versicherten Person(en) angewendet oder angedroht wird, um versicherte Sachen weg-
zunehmen. 

Werden die Ausrüstungsgegenstände der versicherten Person durch die unmittelbare Einwirkung der versicherten Gefahren oder deren unmit-
telbare Folgen beschädigt, so übernimmt der Versicherer 

• bei zerstörten oder entwendeten Sachen die Kosten der Anschaffung neuer Sachen gleicher Art und Güte (den Wiederbeschaffungspreis 
am Tag des Schadens) 

• bei beschädigten Sachen die notwendigen Kosten für die Reparatur, höchstens jedoch die Kosten der Wiederbeschaffung. Restwerte 
werden gegengerechnet 

• Schadenminderungskosten, auch wenn diese erfolglos aufgewendet wurden 

bis zu einem Betrag von maximal 5.000,00 Euro für alle betroffenen Gegenstände.  

Beschädigungen im Sinne dieser Bestimmung liegen vor, wenn die versicherte Sache aufgrund eines versicherten Ereignisses eine Beein-
trächtigung erleidet, die eine Verminderung der Funktionsfähigkeit oder eine Reduktion der Nutzungsdauer zur Folge hat. Nicht als Beschädi-
gung gelten somit u.a. optische Beeinträchtigungen durch Gebrauch, Abnützung, usw. 

Einfacher Diebstahl ist bis zu einer Höhe von maximal 500,00 Euro versichert. 
Diebstahl ist die Wegnahme fremder beweglicher Sachen in der Absicht, sich diese rechtswidrig anzueignen oder diese einem Dritten anzueig-
nen. Als einfacher Diebstahl ist ein Diebstahl zu verstehen, der kein Einbruchdiebstahl gemäß Versicherungsbedingungen (siehe oben) ist. 
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Zusätzlich wird auch Ersatz bei Bruch eines Golfschlägers der versicherten Person während des Gebrauches auf einem anerkannten Golfclub 
oder Golfgelände in Höhe von bis zu maximal 400,00 Euro geleistet. 

Ersetzt werden durch den Versicherer weiters die Kosten für eine Leihausrüstung für die versicherte Person bis max. 800,00 Euro je Versi-
cherungsfall, wenn die Golfausrüstung des Versicherungsnehmers aufgrund von Gepäckverlust oder Gepäckverspätung auf Reisen nicht zur 
Verfügung steht.  

Der Versicherungsschutz für die Reise beginnt ab Verlassen des Wohnortes bzw. Zweitwohnortes und endet mit der Rückkehr dorthin oder mit 
dem vorherigen Ablauf der Versicherung (siehe dazu auch Artikel 3). Die Gepäckverspätung bzw. -verlust, sowie die Kosten der Leihausrüstung 
sind durch entsprechende Belege des Transporteurs (z. B. Fluglinie) und des Verleihers nachzuweisen. 

Kann die versicherte Person aufgrund Krankheit oder Unfall, welche durch ärztliche Bestätigungen nachzuweisen sind, eine gebuchte Reise 
nicht antreten und hat er für diesen Aufenthalt bereits Greenfee Gebühren bezahlt oder zu bezahlen, so werden diese Gebühren bis zur 
nachgewiesenen Höhe rückerstattet.  

2. Versicherungsschutz besteht unter folgenden Voraussetzungen 

Die versicherten Sachen 

• werden außerhalb eines anerkannten Golfclubs oder Golfgeländes in persönlichem Gewahrsam sicher verwahrt mitgeführt und beauf-
sichtigt, sodass deren Wegnahme durch Dritte ohne Überwinden eines Hindernisses nicht möglich ist; 

• werden einem Beherbergungsbetrieb, einer bewachten Garderobe oder einer Gepäckaufbewahrung nachweislich übergeben; 

• befinden sich in einem ordnungsgemäß verschlossenen und versperrten Raum und alle vorhandenen Sicherheitseinrichtungen (Safe, 
Schränke etc.) werden genutzt; 

• werden bestimmungsgemäß getragen bzw. benutzt 

• werden in ordnungsgemäß versperrten Behältnissen (sofern dies möglich und zumutbar ist) einem Transportunternehmen übergeben. 

Artikel 19 Was ist nicht versichert? (Risikoausschlüsse) 

• Technische Geräte aller Art samt Zubehör (z. B. Foto-, Film-, Videogeräte, optische Geräte, Unterhaltungselektronik, Mobiltelefone) 

• Geld, Schmuck, Uhren, Gegenstände mit überwiegendem Kunst- oder Liebhaberwert 
• Gegenstände, die der Berufsausübung dienen 

• Bei zusammengehörenden Einzelsachen die Entwertung der Gesamtsache, die durch die Beschädigung, Zerstörung oder Entwendung 
von Einzelsachen entsteht 

Der Versicherungsfall (Artikel 20 ‒ Artikel 21) 

Artikel 20 Was gilt als Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist 

• die Beschädigung, die Zerstörung oder das Abhandenkommen der versicherten Gegenstände (Artikel 18) bei nachgewiesener Fremdein-
wirkung 

• Schlägerbruch während des Gebrauchs auf einem anerkannten Golfplatz 

• Nicht Verfügbarkeit der Golfausrüstung aufgrund von Gepäckverlust und -verspätung  

• Reiserücktritt infolge Krankheit oder Unfall und bereits bezahlte Greenfee-Gebühren für den geplanten Reiseaufenthalt 

Artikel 21 Was ist nach Eintritt des Versicherungsfalls zu beachten? (Obliegenheiten) 

Neben den allgemeinen Obliegenheiten (Artikel 6) gelten nachfolgende Punkte als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des 
Versicherers gemäß § 6 VersVG bewirken: 

• Im Falle von Beraubung, Einbruchdiebstahl oder einfachem Diebstahl ist nach Feststellung des Sachverhaltes unverzüglich eine behörd-
liche Anzeige zu erstatten. Die Anzeigenbestätigung ist der GARANTA mit der Meldung des Schadens zu übersenden. 
Bei Beraubung, Diebstahl oder Einbruchdiebstahl innerhalb eines Golfclubs oder Beherbergungsbetriebes ist auch eine Bestätigung über 
die erfolgte Schadenmeldung im Golfclub oder Beherbergungsbetrieb vorzulegen. 

• Schäden, die im Gewahrsam eines Transportunternehmens oder Beherbergungsbetriebes eingetreten sind, hat die versicherte Person 
diesen unverzüglich anzuzeigen und eine Bescheinigung darüber zu verlangen. Bei äußerlich nicht erkennbaren Schäden ist das Trans-
portunternehmen unverzüglich nach der Entdeckung aufzufordern, den Schaden zu besichtigen und zu bescheinigen. Die jeweiligen 
Reklamations- oder Anspruchsfristen sind zu berücksichtigen. 

• Bei Bruch eines Golfschlägers während des Gebrauches auf einem anerkannten Golfclub oder Golfgelände ist dies dem Sekretariat des 
Golfclubs bzw. -geländes zu melden und eine entsprechende Bestätigung über diese Meldung der GARANTA bei Meldung des Versi-
cherungsfalles zu übersenden. 

• Für den Fall des Nichtantretens einer Reise infolge Krankheit oder Unfall sind für die Erstattung bereits gezahlter Greenfee-Gebühren 
eine ärztliche Bestätigung als Nachweis des Vorliegens eines solchen Grundes, sowie entsprechende Zahlungsbelege für die gezahlten 
Greenfee-Gebühren vorzulegen. 

Teil B Besonderer Teil – Hole in One Versicherung 

Artikel 22 Welche Leistungen sind versichert? Versicherungsfall und Nachweis 

Versicherungsfall ist die Erzielung eines „Hole in One“, also das erfolgreiche Spielen einer Bahn mit einem einzigen Schlag, somit das „Einlo-
chen“ des Abschlags. 
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Dabei gelten folgende Voraussetzungen: 

1. das verwendete Material und die Ausrüstung müssen mit den Vorschriften der International Professional oder Amateur Golfers Association 
übereinstimmen 

2. das Grün (Green) an dem versicherten Loch darf weder besonders präpariert noch gegenüber den gewöhnlichen Spielverhältnissen ver-
ändert sein 

3. das Loch auf dem Grün darf nicht so platziert sein, dass es ein Hole in One erleichtert 

4. jeder Teilnehmer hat während der ganzen Veranstaltung nur einen Schlag, Übungsschläge (Mulligans) sind nicht gestattet; auch nur ein 
versehentliches Berühren des positionierten Golfballs gilt als Schlag 

Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Versicherungssumme von 1.000,00 Euro auf Erstes Risiko die nachgewiesenen Kosten einer 
Einladung bzw. Feier, welche aufgrund eines in einem offiziellen Turnier erzielten „Hole in One“ der versicherten Person erfolgte. Als offizielles 
Turnier, gelten Turniere, welche im Turnierplan eines Golfclubs ausgeschrieben wurden. 

Als Nachweis für das erzielte „Hole in One“ muss eine Bestätigung des Golfclubs (bestätigte und abgestempelte Scorecard) über die Erzielung 
vorgelegt werden. 

Teil B Besonderer Teil – Privathaftpflichtversicherung Golfsport 

Die Versicherungsleistung (Artikel 23 ‒ Artikel 25) 

Artikel 23 Versicherungsschutz 

1. Im Versicherungsfall übernimmt der Versicherer  

1.1. Die Erfüllung von Schadenersatzverpflichtungen, die der versicherten Person bei der Ausübung des Golfsportes wegen eines Sach- 
und/oder Personenschadens, sowie daraus abgeleiteten Vermögensschadens aufgrund gesetzlicher Bestimmungen privatrechtli-
chen Inhalts erwachsen (in Folge kurz Schadenersatzverpflichtungen genannt); 

1.2. die Kosten der Feststellung und der Abwehr einer von einem Dritten behaupteten Schadenersatzverpflichtung im Rahmen des Artikel 
23 

2. Sachschäden sind die Beschädigung oder die Zerstörung von körperlichen Sachen, Personenschäden sind die Gesundheitsschädigung, 
Körperverletzung oder Tötung von Menschen. 

3. Die Versicherung erstreckt sich auf Schadenersatzverpflichtungen der versicherten Person als Privatperson aus ihren Tätigkeiten innerhalb 
eines anerkannten Golfclubs oder Golfgeländes mit Ausnahme einer betrieblichen, beruflichen oder gewerbsmäßigen Tätigkeit. 

Artikel 24 Welche Leistungen sind versichert? (Leistungsumfang) 

1. Die Pauschalversicherungssumme von 750.000 EUR gilt für Sach- und Personenschäden sowie der daraus abgeleiteten Vermögensschä-
den zusammen. 

2. Die Versicherung umfasst die den Umständen nach gebotenen gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten der Feststellung und Abwehr 
einer von einem Dritten behaupteten Schadenersatzpflicht, und zwar auch dann, wenn sich der Anspruch als unberechtigt erweist. 

3. Die Versicherung umfasst weiters die Kosten der über Weisung des Versicherers geführten Verteidigung in einem Straf- oder Disziplinar-
verfahren. Kosten gemäß Punkt 2 und 3, sowie Rettungskosten werden auf die Versicherungssumme angerechnet. 

4. Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Schadenersatzanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Wi-
derstand der versicherten Person scheitert und der Versicherer mittels eingeschriebenen Briefes die Erklärung abgibt, seinen vertragsmä-
ßigen Anteil an Entschädigung und Kosten zur Befriedigung des Geschädigten zur Verfügung zu halten, hat der Versicherer für den von 
der erwähnten Erklärung an entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

Artikel 25 Was ist nicht versichert? (Risikoausschlüsse) 

1. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzverpflichtungen aus Schäden, die die versicherte Person oder die für sie handeln-
den Personen verursachen durch Haltung oder Verwendung von 

1.1. Luftfahrzeugen oder Luftfahrtgeräten 

1.2. Kraftfahrzeugen oder Anhänger, die ein behördliches Kennzeichen tragen müssen oder tatsächlich tragen. 

2. Kein Versicherungsschutz besteht auch für 

2.1. Ansprüche, soweit sie aufgrund eines Vertrages oder einer besonderen Zusage über den Umfang der gesetzlichen Ersatzpflicht 
hinausgehen; 

2.2. die Erfüllung von Verträgen und die an deren Stelle tretende Ersatzleistung; 

2.3. Schäden, die der versicherten Person selbst und dessen Angehörigen (Ehegatte, Verwandte in gerader aufsteigender und abstei-
gender Linie, Schwieger-, Adoptiv- und Stiefeltern, im gemeinsamen Haushalt lebende Geschwister; außereheliche Gemeinschaft ist 
in ihrer Auswirkung der ehelichen gleichgestellt) zugefügt werden; 

2.4. Schäden durch Verunreinigung von Erdreich und Gewässern oder Störung der Umwelt. 

3. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzverpflichtungen wegen Schäden an 

3.1. Sachen, die die versicherte Person oder die für sie handelnden Personen entliehen, gemietet, geleast, gepachtet oder in Verwahrung 
genommen haben; 
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3.2. Sachen, die bei der infolge ihrer Benützung, Beförderung, Bearbeitung oder sonstigen Tätigkeit an oder mit ihnen entstehen; 

3.3. Sachen durch allmähliche Emission oder allmähliche Einwirkung von Temperatur, Gasen, Dämpfen, Flüssigkeiten, Feuchtigkeit oder 
nicht atmosphärischen Niederschlägen, sowie Schäden durch nukleare Ereignisse, sowie Verseuchung durch radioaktive Stoffe. 

4. Schadenersatzverpflichtungen aus Verlust oder Abhandenkommen körperlicher Sachen sind nicht gedeckt. 

5. Schadenersatzverpflichtungen, deren Ursache in die Zeit vor Versicherungsbeginn fällt, sind nicht gedeckt. 

6. Kein Versicherungsschutz besteht für Schadenereignisse, die dem Versicherer später als 3 Monate nach Vertragsende gemeldet werden. 

Der Versicherungsfall (Artikel 26 ‒ Artikel 28) 

Artikel 26 Was gilt als Versicherungsfall? 

1. Als Versicherungsfall gilt ein Schadenereignis, das dem versicherten Risiko entspringt und aus welchem der versicherten Person Scha-
denersatzverpflichtungen (Artikel 22) erwachsen oder erwachsen könnten. 

2. Mehrere auf derselben oder gleichartigen Ursache beruhende Schadenereignisse gelten als ein Versicherungsfall. 

Artikel 27 Was ist nach Eintritt des Versicherungsfalls zu beachten? (Obliegenheiten) 

Die versicherte Person hat dem Versicherer insbesondere anzuzeigen: 

1. die Geltendmachung einer Schadenersatzforderung; 

2. die Zustellung einer Strafverfügung sowie die Einleitung eines Straf-, Verwaltungsstraf- oder Disziplinarverfahrens gegen sich; 

3. alle Maßnahmen Dritter zur gerichtlichen Durchsetzung von Schadenersatzforderungen. 

Die versicherte Person ist nicht berechtigt, ohne vorherige Zustimmung des Versicherers einen Schadenersatzanspruch ganz oder zum Teil 
anzuerkennen oder zu vergleichen. 

Artikel 28 Bevollmächtigung des Versicherers 

Der Versicherer ist bevollmächtigt, im Rahmen seiner Leistungspflicht alle ihm zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen der versi-
cherten Person abzugeben. 
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Anhang 

Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz 1958 (VersVG) 

§ 6 (1) Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Obliegenheit, die vor dem Eintritt des Versicherungsfalls dem Versicherer ge-
genüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht 
ein, wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monates, nach-
dem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, dass die Verletzung 
als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb eines Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbarte 
Leistungsfreiheit nicht berufen. 

 (1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versicherungsvertrag zugrundeliegende Äquivalenz zwischen Risiko und Prämie 
aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der 
für das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen 
Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des Risikos durch den Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit 
nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden ist. 

 (2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer 
Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber ‒ unabhängig von der Anwendbarkeit des Abs. 1a ‒ zu erfüllen ist, so kann sich 
der Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des Versi-
cherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat. 

 (3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine Obliegenheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalls 
dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers 
zu beeinflussen oder die Feststellung solcher Umstände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die Leistungspflicht des Versicherers 
bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung weder auf die Feststellung des Versiche-
rungsfalls noch auf die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluss gehabt hat. 

 (4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirksam. 

 (5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer vereinbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Versiche-
rungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen oder eine andere Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit mitgeteilt 
wird. 

§ 12 (1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Steht der Anspruch einem Dritten zu, so beginnt die Ver-
jährung zu laufen, sobald diesem sein Recht auf die Leistung des Versicherers bekanntgeworden ist; ist dem Dritten dieses Recht 
nicht bekanntgeworden, so verjähren seine Ansprüche erst nach zehn Jahren. 

 (2) Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers beim Versicherer angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum Einlangen einer 
in geschriebener Form übermittelten Entscheidung des Versicherers gehemmt, die zumindest mit der Anführung einer der Ableh-
nung derzeit zugrunde gelegten Tatsache und gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmung begründet ist. Nach zehn Jahren tritt 
jedoch die Verjährung jedenfalls ein. 

 (3) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Anspruch auf Leistung nicht innerhalb eines Jahres gerichtlich 
geltend gemacht wird. Die Frist beginnt erst, nachdem der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber den erhobenen An-
spruch in einer dem Abs. 2 entsprechenden Weise sowie unter Angabe der mit dem Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge 
abgelehnt hat; sie ist für die Dauer von Vergleichsverhandlungen über den erhobenen Anspruch und für die Zeit, in der der Versi-
cherungsnehmer ohne sein Verschulden an der rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des Anspruchs gehindert ist, ge-
hemmt. 

§ 38  (1) Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen nach dem Abschluss des Versicherungsvertrags und nach der Auffor-
derung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag an gericht-
lich geltend gemacht wird. 

 (2) Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs. 1 noch nicht 
gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzei-
tigen Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden verhindert war. 

 (3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat. 

 (4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 und 2 nicht aus. 

§ 39a (1) Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 v. H. der Jahresprämie, höchstens aber mit 60,00 EUR im Verzug, so tritt 
eine im § 38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Versicherers nicht ein. 
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Datenschutzbestimmung 

Versicherer ist die GARANTA Versicherungs-AG Österreich, Moserstraße 33, 5020 Salzburg; eine Zweigniederlassung der GARANTA Ver-

sicherungs-AG, Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg, Deutschland. 

(1)  Zustimmungserklärung zur Datenermittlung im Versicherungsfall 

Der Antragsteller und/oder die zu versichernde Person stimmen zu, dass der Versicherer zur Beurteilung und Erfüllung von Ansprüchen aus 

einem konkreten Versicherungsfall und zur Überprüfung erbrachter Behandlungsleistungen personenbezogene Gesundheitsdaten durch 

unerlässliche Auskünfte von untersuchenden oder behandelnden Ärzten, Krankenanstalten oder sonstigen Einrichtungen der Krankenversor-

gung oder Gesundheitsvorsorge über Diagnose sowie Art und Dauer der Behandlung einholen darf.  

Unerlässliche Auskünfte im Sinne des vorstehenden Absatzes sind die im Einzelfall zur Beurteilung der Leistungspflicht erforderlichen Aus-

künfte über die mit dem konkreten Versicherungsfall im Zusammenhang stehenden Krankheiten, Unfallfolgen und Gebrechen von den ge-

nannten Ärzten, Krankenanstalten sowie sonstigen Einrichtungen der Krankenversorgung oder Gesundheitsvorsorge. Davon umfasst sind die 

zur Beurteilung unerlässlichen medizinischen Unterlagen (Daten zum Grund der stationären Aufnahme oder ambulanten Behandlung, zu 

allfälligen Unfallgründen, zur erbrachten Behandlungsleistung, über die Aufenthalts- oder Behandlungsdauer sowie zur Behandlungsentlas-

sung oder –beendigung; etwa Anamnese der aktuellen Behandlung/Aufnahme und Statusblatt, Fieberkurve mit Infusionsplan, sämtliche diag-

nostische Befunde, OP-Bericht, ärztlicher Verlaufsbericht, Anästhesieprotokoll, Verlaufsbericht der pflegerischen Maßnahmen, Entlassungs-

bericht, gerichtsmedizinische Befunde, Einsatz-, Behördenprotokolle, wobei in Einzelfällen auch mit weniger Unterlagen das Auslangen ge-

funden werden kann).  

Im Fall einer solchen Datenermittlung werden der Antragsteller und die zu versichernde Person 14 Tage im Voraus über die beabsichtigte 

Datenermittlung und deren Zweck und konkretes Ausmaß verständigt. Dieser Datenermittlung kann binnen der 14tägigen Frist dem Versiche-

rer gegenüber widersprochen werden.  

Nach § 11a VersVG bestehen für den Antragsteller und die zu versichernde Person auch die Möglichkeit, der Datenermittlung jeweils im Ein-

zelfall zuzustimmen. Machen der Antragsteller und die zu versichernden Personen von diesem Recht auf Einzelfallzustimmung Gebrauch, so 

haben sie dies dem Versicherer in geschriebener Form mitzuteilen. Der Antragsteller und die zu versichernden Personen nehmen zur Kennt-

nis, dass es dadurch zu Verzögerungen in der Leistungsfallprüfung kommen kann. Bei Widerspruch binnen 14 Tagen oder bei Verweigerung 

der Zustimmung im Einzelfall sind die benötigten Unterlagen vom Antragsteller, Bezugsberechtigten oder der zu versichernden Person in 

vollem Umfang beizubringen. Bis zum Erhalt aller benötigten Unterlagen können Leistungsansprüche nicht fällig werden.  

Der Antragsteller und die zu versichernde Person stimmen zu, dass der Versicherer Auskünfte über zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles 

beantragte, bestehende oder beendete Personenversicherungen bei Sozialversicherungsträgern, öffentlichen Fonds zur Gesundheitsfinan-

zierung und privaten Versicherungsunternehmen (bei Doppelversicherungen) zur Beurteilung der Leistungspflicht im unerlässlichen Ausmaß 

einholt. 

(2)  Entbindung von der Schweigepflicht  

Der Antragsteller und die zu versichernde Person entbinden die oben angeführten Befragten im Voraus von der ärztlichen und von sonstigen 

beruflichen Schweigepflichten im Umfang der Zustimmungserklärung. 

(3)  Zustimmungserklärung zur Übermittlung und Einholung von Personenidentifikations- und Vertragsdaten 

Der Antragsteller und die versicherte Person stimmen ausdrücklich zu, dass zur Beurteilung und Erfüllung von Ansprüchen nach Eintritt eines 

Versicherungsfalles Personenidentifikationsdaten (Name, Geburtsdatum) sowie das Meldedatum, die betroffene Versicherungssparte und 

Daten zum Meldestatus (jedoch keine Gesundheitsdaten) im Rahmen des ZIS in Einzelfällen an andere die Schaden- bzw. Unfallversiche-

rung in Österreich betreibende Versicherungsunternehmen übermitteln und von diesen auch erhalten kann. 

Diesem Zweck dient auch das „Zentrale Informationssystem – ZIS“ des Verbandes der Versicherungsunternehmen Österreichs, 1030 Wien, 

Schwarzenbergplatz 7. Das Zentrale Informationssystem ZIS ist eine Einrichtung der Versicherungswirtschaft zur Verhinderung und Bekämp-

fung des Versicherungsmissbrauchs und des Versicherungsbetruges. 
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(4)  Erweiterung der Datenschutzerklärung – Zustimmung zur sonstigen Verwendung von Daten 

Die GARANTA Versicherungs-AG Österreich darf die Personenidentifikations- (Name, Geburtsdatum, Adresse, Kommunikationsdaten) und 

Vertragsdaten (Art und Gegenstand der Versicherung, Laufzeit, Versicherungssumme & -prämie) zur Betreuung und Beratung des Antrag-

stellers/Versicherten auch hinsichtlich anderer angebotener Versicherungs- und Finanzprodukte verwenden oder durch Konzern- bzw. Part-

nerunternehmen verwenden lassen, um telefonisch, per FAX oder E-Mail sowie anderen Kommunikationsformen Vorschläge für Vertragsan-

passungen und für andere Produkte zu unterbreiten oder durch dazu beauftrage Unternehmen unterbreiten zu lassen (Leben-, Unfall- und 

Kfz-Versicherungsprodukte, Investmentfonds, Wertpapierleistungen, Rechtsschutz-, Hausrat- und sonstige Sachversicherungen, Assistance-

leistungen, Finanzierungen). Konzern- und Partnerunternehmen sind die GÖVD GARANTA Österreich Versicherungsdienst Ges.m.b.H., 

GÖS GARANTA Österreich Versicherung Service Ges.m.b.H., NÜRNBERGER Versicherung AG Österreich, alle Moserstraße 33, 5020 Salz-

burg, NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG und GARANTA Versicherungs-AG, beide Ostendstraße 100, D-90334 Nürnberg, Neue 

Rechtsschutz-Versicherungsgesellschaft AG, Augustaanlage 25, D-68165 Mannheim. Der Antragsteller erklärt sich ausdrücklich mit dieser 

Erweiterung der Datenschutzerklärung einverstanden. 

 

Diese Zustimmungserklärungen sowie die Entbindung von der Schweigepflicht (Punkt 1 bis 4) können vom Antragsteller gegen-

über der GARANTA Versicherungs-AG Österreich gemäß den Bestimmungen des Datenschutzgesetzes (DSG) im Einzelfall widerru-

fen werden. 
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Informationen gemäß Art. 13 und 14 
DSGVO für Versicherungskunden 

Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbe-
zogenen Daten durch die GARANTA Versicherungs-AG Österreich 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte. Die 
Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt nach Maßgabe der 
datenschutzrechtlich relevanten Rechtsvorschriften der Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO), des Datenschutzgesetzes, des 
Versicherungsvertragsgesetzes (VersVG) sowie aller weiteren maß-
geblichen Gesetze. 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

GARANTA Versicherungs-AG Österreich 
Moserstraße 33, 5020 Salzburg 
Telefon: +43 (0) 662 2426 
Fax: +43 (0) 662 2426-850 
E-Mail-Adresse: info@garanta.at  

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter der o.g. 
Adresse oder unter: dsb@garanta.at  

Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung  

Vertragszweck 

Die von Ihnen bereit gestellten Daten sind in erster Linie zur Durch-
führung vorvertraglicher Maßnahmen sowie zur Vertragserfüllung er-
forderlich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung Ihrer personenbe-
zogenen Daten ist, sofern vertragliche und vorvertragliche Zwecke 
verfolgt werden, Art. 6 Abs. 1 lit b DSGVO iVm § 11a VersVG. Die 
Bereitstellung Ihrer personenbezogenen Daten ist für die Prüfung Ih-
res Versicherungsantrags und den Abschluss eines Versicherungs-
vertrags erforderlich. Stellen Sie uns diese Daten nicht zur Verfü-
gung, müssen wir den Vertragsabschluss in der Regel ablehnen.  

Wir benötigen Ihre Daten insbesondere, um das von uns zu überneh-
mende Risiko bestimmen und einschätzen zu können sowie zur Be-
urteilung, zu welchen Konditionen der Versicherungsvertrag abge-
schlossen werden kann. Kommt das Vertragsverhältnis zustande, 
benötigen wir diese Daten zur Durchführung und Verwaltung des 
Vertrags. Wir nutzen die Daten auch, um Sie im Hinblick auf mögliche 
Vertragsanpassungen und Vertragsänderungen zu informieren. Zu-
dem benötigen wir personenbezogene Daten, um zu prüfen, ob ein 
Versicherungsfall vorliegt, zur Ermittlung der Schadenhöhe und zur 
Schadenregulierung. Unter Umständen werden dabei auch Daten 
durch Dritte erhoben (z.B. Sachverständige, Ärzte, Krankenhäuser, 
Behörden) 

Berechtigte Interessen  

Ihre Daten werden gemäß Art. 6 Abs. 1 lit f DSGVO auch verarbeitet, 
soweit die Wahrung eines berechtigten Interesses unsererseits oder 
eines Dritten dies erfordert. Ein berechtigtes Interesse liegt beispiels-
weise in der Durchsetzung von Rechtsansprüchen, der Verhinderung 
und Aufklärung von Straftaten sowie der Gewährleistung der IT-Si-
cherheit.  

Rechtspflichten 

Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen (z.B. aufsichtsrechtlicher Vor-
gaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten). Als 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die je-
weiligen gesetzlichen Regelungen iVm Art. 6 Abs. 1 lit c DSGVO. 

Einwilligung 

Sollte keiner der bereits genannten Rechtfertigungsgründe vorliegen, 
werden wir Ihre Daten nur nach vorheriger Einholung Ihrer Einwilli-
gung verarbeiten. Insbesondere werden wir Ihre freiwillige und jeder-
zeit widerrufbare Einwilligung vorab einholen, sofern zur Vertragsab-
wicklung- und Erfüllung besondere Kategorien von Daten (v.a. Ge-
sundheitsdaten) erforderlich sind. In diesem Fall erfolgt die Verarbei-
tung der Daten auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 lit a DSGVO iVm § 
11a VersVG.  

Empfänger von personenbezogenen Daten 

Rückversicherungsunternehmen 

Von uns übernommene Risiken versichern wir bei spezialisierten 
Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Im Hinblick darauf 
kann die Übermittlung Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an ei-
nen Rückversicherer notwendig sein, damit dieser sich ein eigenes 
Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann. Dar-
über hinaus ist es möglich, dass der Rückversicherer unser Unter-
nehmen aufgrund seiner besonderen Sachkunde bei der Risiko- oder 
Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von Verfahrensabläufen 
unterstützt. Wir übermitteln Ihre Daten an den Rückversicherer nur 
soweit dies für die Erfüllung unseres Versicherungsvertrages mit 
Ihnen erforderlich ist bzw. im zur Wahrung unserer berechtigten In-
teressen erforderlichen Umfang.  

Auftragsverarbeiter 

Zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Verpflichtungen 
bedienen wir uns zum Teil externer Auftragsverarbeiter und übermit-
teln diesen personenbezogene Daten, sofern dies für die Leistungs-
erbringung erforderlich ist. Wir arbeiten mit folgenden Auftragsverar-
beitern bzw. Kategorien von Auftragsverarbeitern zusammen.  

Auftragsverarbeiter Gegenstand der Beauftra-
gung 

NÜRNBERGER Versicherung 
AG Österreich 

Bestandsverwaltung, Scha-
denbearbeitung 

Adressermittler Adressverifikation 
Assisteure Assistance-Leistungen 
Druckdienstleister Dokumentenerstellung 
Post- und Logistikpartner Transport 
Entsorgungsdienstleister Dokumentenvernichtung 
Gutachter/Sachverständige   Anspruchsprüfung 
Inkassounternehmen Forderungseinzug 
IT-Dienstleister Wartung der Informations-

technologie 
Zahlungsdienstleister Zahlungsabwicklung 

Weitere Empfänger 

Im Rahmen des Vertragsverhältnisses und insbesondere in Zusam-
menhang mit unserer Leistungsverpflichtung, ist es unter Umständen 
erforderlich, dass Ihre personenbezogenen Daten darüber hinaus an 
folgende Stellen übermittelt werden:  

- Gläubiger 
- Zessionare 
- Kreditinstitute 
- Notare, Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
- Behörden 

Konzernunternehmen 

Sofern Sie hierzu Ihre Einwilligung erteilen, werden personenbezo-
gene Daten zu Ihrer Beratung und Information über Finanzdienstleis-
tungsprodukte an unsere Konzernunternehmen weitergegeben. Dies 
sind die NÜRNBERGER Versicherung AG Österreich, die GÖVD 
GARANTA Österreich Versicherungsdienst GmbH und die GÖS GA-
RANTA Österreich Versicherung Service GmbH. 
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Dauer der Datenspeicherung 

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald diese für die 
oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Personenbe-
zogene Daten werden für die Zeit aufbewahrt, in der Ansprüche ge-
gen unser Unternehmen geltend gemacht werden können, wobei die 
gesetzliche Verjährungsfrist zwischen 3 und 30 Jahre beträgt. Zu-
dem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten soweit wir auf-
grund gesetzlicher Vorschriften dazu verpflichtet sind. Entspre-
chende Nachweis- und aufbewahrungspflichten ergeben sich unter 
anderem aus dem Unternehmensgesetzbuch, der Abgabenordnung 
und dem Finanzmarkt-Geldwäschegesetz und betragen bis zu 10 
Jahre. 

Datenübermittlung in Drittstaaten  

Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die Über-
mittlung nur, soweit dem Drittland durch die EU-Kommission ein an-
gemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde oder andere ange-
messene Datenschutzgarantien (z.B. verbindliche unternehmensin-
terne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) 
vorhanden sind. 

Automatisierte Einzelfallentscheidungen  

Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antrag-
stellung befragen, entscheiden wir ggf. vollautomatisiert etwa über 
das Zustandekommen des Vertrags, mögliche Risikoausschlüsse 
oder über die Höhe der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprä-
mie. Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Un-
ternehmen vorher festgelegten Regeln zur Gewichtung der Informa-
tionen. Nähere Informationen können Sie unter den oben genannten 
Kontaktinformationen anfordern. 
Informationen können Sie unter den oben genannten Kontaktinfor-
mationen anfordern. 

Betroffenenrechte  

Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person 
gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter 
bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung 
Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschrän-
kung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe 
der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängi-
gen und maschinenlesbaren Format zustehen.  

Widerspruchsrecht 

Sie haben ferner das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. Ihre 
Daten werden dann nicht mehr zu diesem Zweck verarbeitet.  
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, 
können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer 
besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbei-
tung sprechen. 

Widerrufsrecht 

Erfolgt die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten auf Grund-
lage Ihrer Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit a DSGVO oder Art. 9 
Abs. 2 lit a DSGVO können Sie diese Einwilligung zur Verarbeitung 
jederzeit widerrufen. 

Beschwerderecht 

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben 
genannten Datenschutzbeauftragten zu wenden. Zudem besteht die 
Möglichkeit einer Beschwerde bei der Österreichischen Daten-
schutzbehörde, Barichgasse 40-42, 1030 Wien.. 
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Vereinbarung der elektronischen Kommunikation 

Versicherer ist die GARANTA Versicherungs-AG Österreich, Moserstraße 33, 5020 Salzburg; eine Zweigniederlassung der GARANTA Ver-

sicherungs-AG, Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg, Deutschland. 

Vereinbarung der elektronischen Kommunikation 

Im Zusammenhang mit den von mir beantragten sowie für meine bereits bestehenden Versicherungsverträge bei der GARANTA Versiche-

rungs-AG Österreich sollen vertragsrelevante Inhalte auf elektronischem Wege in der nachfolgend bestimmten Weise übermittelt werden.  

Ich verfüge über einen regelmäßigen Zugang zum Internet. Erklärungen und andere Informationen bzw. Benachrichtigungen der GARANTA 

Versicherungs-AG Österreich, insbesondere die Polizze, sind an die bei Vertragsabschluss angegebene E-Mail-Adresse zu übermitteln.  

Bei Unzustellbarkeit der Kommunikation auf elektronischem Weg wird seitens GARANTA die Kommunikation auf den Postweg umgestellt.  

Erklärungen und andere Informationen durch den Versicherungsnehmer, der versicherten Person(en) oder durch Dritte sind an die E-Mail-

Adresse kundenservice@garanta.at zu übermitteln. 

Jede Vertragspartei ist verpflichtet, der anderen Partei Änderungen zur oben angeführten elektronischen Adresse bekannt zu geben. 

Ungeachtet der vereinbarten elektronischen Kommunikation habe ich das Recht, jederzeit (jeweils einmal kostenfrei) elektronisch erhaltene 

Erklärungen und andere Informationen auf Papier oder in einer anderen von der GARANTA allgemein zur Auswahl gestellten Art ausgefolgt 

zu erhalten. 

Von der Möglichkeit zur elektronischen Übermittlung sind jene Erklärungen und andere Informationen ausgenommen, welche auf Grund ge-

setzlicher Vorschrift oder vertraglicher Vereinbarung der Schriftform (mit Unterschrift) bedürfen. 

Die Vereinbarung über die elektronische Kommunikation kann von jeder Vertragspartei jederzeit widerrufen werden.  
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